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Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 22. September 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des
F6vérosi Torvényszék — Ungarn) — GM/Orszdgos Idegenrendészeti FGigazgatosig,
Alkotmédnyvédelmi Hivatal, Terrorelhdritisi Kézpont
(Rechtssache C-159/21) (1)
(Vorlage zur Vorabentscheidung — Gemeinsame Politik im Bereich Asyl und Einwanderung — Richtlinie
2011/95/EU — Normen fiir die Zuerkennung der Fliichtlingseigenschaft oder des subsidiiren
Schutzstatus — Aberkennung des Status — Richtlinie 2013/32/EU — Gemeinsame Verfahren fiir die
Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes — Beeintrichtigung der nationalen
Sicherheit — Stellungnahme einer Fachbehorde — Akteneinsicht)
(2022/C 424/10)
Verfahrenssprache: Ungarisch
Vorlegendes Gericht

Févarosi Torvényszék

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klager: GM

Beklagte: Orszagos Idegenrendészeti FSigazgatdsdg, Alkotmdnyvédelmi Hivatal, Terrorelhdritdsi Kozpont

Tenor

1.

Art. 23 Abs. 1 der Richtlinie 2013/32/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zu
gemeinsamen Verfahren fir die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes ist in Verbindung mit
Art. 45 Abs. 4 dieser Richtlinie sowie unter Beriicksichtigung des allgemeinen unionsrechtlichen Grundsatzes betreffend
das Recht auf eine gute Verwaltung und von Art. 47 der Charta der Grundrechte der Européischen Union

dahin auszulegen, dass

er einer nationalen Regelung entgegensteht, die vorsieht, dass dann, wenn eine Entscheidung iiber die Ablehnung eines
Antrags auf internationalen Schutz oder die Aberkennung eines solchen Schutzes auf Informationen, deren Offenlegung
die nationale Sicherheit des betreffenden Mitgliedstaats gefihrden wiirde, beruht, die betroffene Person oder ihr
Rechtsberater nur nach einer entsprechenden Genehmigung Zugang zu diesen Informationen erhalten konnen, ihnen
nicht einmal der wesentliche Inhalt der Griinde, auf denen solche Entscheidungen beruhen, mitgeteilt wird und sie die
Informationen, zu denen sie Zugang hitten erhalten konnen, jedenfalls nicht fiir Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren
verwenden diirfen.

. Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 10 Abs. 2 und 3, Art. 11 Abs. 2 sowie Art. 45 Abs. 3 der Richtlinie 2013/32 sind in

Verbindung mit Art. 14 Abs. 4 Buchst. a und Art. 17 Abs. 1 Buchst. d der Richtlinie 2011/95/EU des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 {iber Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status fiir Fliichtlinge oder
fur Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des zu gewihrenden Schutzes

dahin auszulegen, dass

sie einer nationalen Regelung entgegenstehen, nach der die Asylbehorde systematisch verpflichtet ist, dann, wenn mit
Aufgaben der nationalen Sicherheit betraute Fachbehorden mit einer nicht begriindeten Stellungnahme festgestellt
haben, dass eine Person eine Gefahr fiir die nationale Sicherheit darstelle, auf der Grundlage dieser Stellungnahme diese
Person von der Gewidhrung subsididren Schutzes auszuschlieBen bzw. einen dieser Person zuvor gewdhrten
internationalen Schutz abzuerkennen.
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3. Art. 17 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2011/95
ist dahin auszulegen, dass

er dem nicht entgegensteht, dass ein Antragsteller aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung, die den zustindigen
Behorden bereits bekannt war, nach dieser Bestimmung von der Gewdhrung subsididren Schutzes ausgeschlossen ist,
wenn die zustindigen Behorden diesem Antragsteller als Ergebnis eines fritheren Verfahrens einen Fliichtlingsstatus
zuerkannt haben, der ihm spiter aberkannt worden ist.

()  ABL C 228 vom 14.6.2021.

Urteil des Gerichtshofs (Neunte Kammer) vom 22. September 2022 (Vorabentscheidungsersuchen
des Juzgado Primera Instancia n° 2 de Las Palmas de Gran Canaria — Spanien) — Zulima/Servicios
prescriptor y medios de pagos EFC SAU

(Rechtssache C-215/21) (1)

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Missbriuchliche Klauseln in Verbrauchervertrigen — Vertrag iiber einen
revolvierenden Kredit — Missbriuchlichkeit der Klausel iiber den Kreditzinssatz — Klage eines Verbrauchers
auf Feststellung der Nichtigkeit dieses Vertrags — Aufergerichtliche Erfiillung der Forderungen dieses
Verbrauchers — Kosten, die dem Verbraucher entstanden sind und die er tragen muss —
Effektivititsgrundsatz — Nationale Regelung, die geeignet ist, den Verbraucher von der Ausiibung der
durch die Richtlinie 93/13/EWG gewiihrten Rechte abzuhalten)

(2022/C 424/11)
Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Juzgado de Primera Instancia n® 2 de Las Palmas de Gran Canaria

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kldgerin: Zulima

Beklagte: Servicios prescriptor y medios de pagos EFC SAU

Tenor

Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 iiber missbriuchliche Klauseln in
Verbrauchervertrigen, betrachtet im Licht des Effektivitdtsgrundsatzes,

sind dahin auszulegen, dass

sie einer nationalen Regelung, nach der im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens betreffend die Feststellung der
Missbrauchlichkeit einer Klausel eines zwischen einem Gewerbetreibenden und einem Verbraucher geschlossenen Vertrags
der betroffene Verbraucher im Fall der aufergerichtlichen Erfiillung seiner Forderungen seine Kosten tragen muss, nicht
entgegenstehen, vorausgesetzt, das zustindige Gericht beriicksichtigt zwingend die etwaige Bosgldubigkeit des betreffenden
Gewerbetreibenden und erlegt ihm gegebenenfalls die Kosten des gerichtlichen Verfahrens auf, zu dessen Betreiben der
Verbraucher sich gezwungen gesehen hat, um die ihm durch die Richtlinie 93/13 verlichenen Rechte geltend zu machen.

("  ABL C 320 vom 9.8.2021.



	Rechtssache C-159/21: Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 22. September 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Törvényszék — Ungarn) — GM/Országos Idegenrendészeti Főigazgatóság, Alkotmányvédelmi Hivatal, Terrorelhárítási Központ (Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Politik im Bereich Asyl und Einwanderung – Richtlinie 2011/95/EU – Normen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder des subsidiären Schutzstatus – Aberkennung des Status – Richtlinie 2013/32/EU – Gemeinsame Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes – Beeinträchtigung der nationalen Sicherheit – Stellungnahme einer Fachbehörde – Akteneinsicht)
	Rechtssache C-215/21: Urteil des Gerichtshofs (Neunte Kammer) vom 22. September 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado Primera Instancia n° 2 de Las Palmas de Gran Canaria — Spanien) — Zulima/Servicios prescriptor y medios de pagos EFC SAU (Vorlage zur Vorabentscheidung – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – Vertrag über einen revolvierenden Kredit – Missbräuchlichkeit der Klausel über den Kreditzinssatz – Klage eines Verbrauchers auf Feststellung der Nichtigkeit dieses Vertrags – Außergerichtliche Erfüllung der Forderungen dieses Verbrauchers – Kosten, die dem Verbraucher entstanden sind und die er tragen muss – Effektivitätsgrundsatz – Nationale Regelung, die geeignet ist, den Verbraucher von der Ausübung der durch die Richtlinie 93/13/EWG gewährten Rechte abzuhalten)

